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I. Zum Inhalt des Berichtes

Der Agrarpolitische Bericht wird gemäß § 4 des Landwirtschaftsgesetzes alle
vier Jahre von der Bundesregierung herausgegeben. Der Agrarpolitische Bericht
der Bundesregierung 2015 berichtet u.a. zur Einkommensentwicklung der
vergangenen vier Wirtschaftsjahre (2011 bis 2014). Zugleich dient er als
Standortbestimmung der Agrarpolitik der Bundesregierung und präsentiert die
agrarpolitischen Weichenstellungen, Ziele, Vorhaben und liefert Daten und
Fakten über langfristige Entwicklungen und bedeutsame Zusammenhänge im
Bereich der Landwirtschaft sowie der ländlichen Räume in Deutschland.

Der nächste Agrarpolitische Bericht erscheint im Jahr 2019.

II. Empfehlung des Ausschusses

Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfiehlt dem
Bundesrat, zu Kernpunkten des Agrarpolitischen Berichts Stellung zu nehmen.

Der Bundesrat soll die Bundesregierung bitten,

- sich verstärkt für die Belange der Milchviehbetriebe einzusetzen,

- Initiativen zur Begrenzung des Flächenverbrauchs zu ergreifen,

- sich gemeinsam mit anderen Mitgliedstaaten weiterhin für praxisorientierte
Vereinfachungen der Gemeinsamen Agrarpolitik einzusetzen,

- das Gesetz zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes
(GAK) im Hinblick auf die wichtiger werdende Aufgabe der Unterstützung
der ländlichen Räume zu ändern,

- entsprechende Rahmenbedingungen für die Erzeugung von Biomasse zu
schaffen und Planungssicherheit zu gewährleisten, ohne die Flächenkon-
kurrenz zur Nahrungsmittelerzeugung zu verschärfen sowie die investive
Förderung insbesondere von Gülle-Biogasanlagen (§ 46 EEG) sowie von
Maßnahmen zur Effizienzsteigerung vorhandener Biomasseanlagen (z.B.
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Biogasspeicherung, Nahwärmeleitungen, Blockheizkraftwerke) wieder in
die GAK aufzunehmen,

- die zur Erfüllung der Anforderungen der Nitratrichtlinie notwendigen Än-
derungen im Düngegesetz und in der Düngeverordnung nun so schnell wie
möglich in enger Abstimmung mit den Ländern umzusetzen,

- einen verbindlichen Maßnahmenkatalog zu erarbeiten, der eine verantwor-
tungsvolle und nachhaltige Tierhaltung sicherstellt.

Ferner soll der Bundesrat die Einführung des Mindestlohnes sowie die in der
Agrarbranche getroffenen Tarifregelungen begrüßen.

Die Empfehlungen des Ausschusses für Agrarpolitik und Verbraucher-
schutz im Einzelnen ergeben sich aus Drucksache 247/1/15.


